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über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Karlsbad am 31. Januar 2007 in der Aula der

Schwarzwaldschule in Karlsbad-Ittersbach
	Beginn: 18:10 Uhr
	Ende: 22:20 Uhr


Verhandelt:


Karlsbad, 31. Januar 2007 

Bürgermeister:

Rudi Knodel

Anwesende:

	Gemeinderäte
	 FORMCHECKBOX 
 Kiesinger Peter

	 FORMCHECKBOX 
 Badewien-Oehler Dorothea 
	 FORMCHECKBOX 
 Kleiner Gerhard 

	 FORMCHECKBOX 
 Becker Otto
	 FORMCHECKBOX 
 Kleppel Jochen 

	 FORMCHECKBOX 
 Bodemer Rolf 
	 FORMCHECKBOX 
 Künzler Bernd  

	 FORMCHECKBOX 
 Christmann Heike
	 FORMCHECKBOX 
 Masino Traudel 

	 FORMCHECKBOX 
 Gossenberger Michael  
	 FORMCHECKBOX 
 Metz Günter

	 FORMCHECKBOX 
 Günther Heike
	 FORMCHECKBOX 
 Müller Willibald   

	 FORMCHECKBOX 
 Haas Gerhard
	 FORMCHECKBOX 
 Rädle Roland 

	 FORMCHECKBOX 
 Haas Reinhard    
	 FORMCHECKBOX 
 Ried Norbert 

	 FORMCHECKBOX 
 Haese-Sandner Ingeborg
	 FORMCHECKBOX 
 Rohrer Uwe 

	 FORMCHECKBOX 
 Haller Helmut 
	 FORMCHECKBOX 
 Rupp Hans

	 FORMCHECKBOX 
 Herrmann Jürgen
	 FORMCHECKBOX 
 Schmidt Michael

	 FORMCHECKBOX 
 Höger Günter
	 FORMCHECKBOX 
 Schroth Kathrin

	 FORMCHECKBOX 
 Höger Otto ab     
	 FORMCHECKBOX 
 Steigerwald Klaus

	 FORMCHECKBOX 
 Karcher Joachim 
	 FORMCHECKBOX 
 Wicker Günter    


	Gäste:

H. Adler zu Top 3, H. Feurer zu Top 4
	Ortsvorsteher: Kunz Helmut

	
	

	Schriftführer:
	

	Hans-Dieter Stößer
	


	Verwaltung: 
	

	 FORMCHECKBOX 
 Ragnar Watteroth 
	 FORMCHECKBOX 
 Dr. Klaus Rösch 

	 FORMCHECKBOX 
 Elke Wildenmann
	 FORMCHECKBOX 
 Hans-Dieter Stößer

	 FORMCHECKBOX 
 Ronald Knackfuß  
	 FORMCHECKBOX 
 Joachim Guthmann

	 FORMCHECKBOX 
 Werner Bach  
	


Nach Eröffnung der Verhandlung stellt der Vorsitzende fest, dass durch Ladung vom 24.01.2007 ordnungsgemäß eingeladen worden ist, die öffentliche Tagesordnung im Mitteilungsblatt am 25.01. erschienen ist und das Kollegium beschlussfähig ist, weil 26 Mitglieder einschließlich Vorsitzender anwesend sind. 

Als Urkundspersonen werden ernannt:

Gemeinderäte Höger Günter, Herrmann Jürgen, Steigerwald Klaus, Rohrer Uwe

Bürgermeister, Gemeinderat und Verwaltung halten eine Gedenkminute anlässlich des Todes von Landrat Claus Kretz ab. Der Vorsitzende bezeichnet ihn als souveränen, außergewöhnlich versierten Landrat der den Landkreis nach vorne gebracht habe. Als beispielhaft bewertet er dessen Engagement für den Baden Airport, die Technologieregion und die gute Umsetzung der Verwaltungsreform. Karlsbad habe mit ihm insbesondere in Zusammenhang mit der ehemaligen Hausmülldeponie, der Übernahme der Albtalquerspange, der Stärkung der Körperbehindertenschule und auch im Vereinsbereich zu tun gehabt.

Zu 1.  Fragen der Gemeinderäte 

GR Kleppel (CDU) fragt nach den Abrechungen der Baumaßnahmen Randentlastungsstraße und Dobelstraße. Ortsbaumeister Ronald Knackfuß antwortet, dass die Schlussrechnung zur Randentlastungsstraße seit zwei Tagen eingetroffen sei und in einer der nächsten Sitzungen behandelt werde. Die Abrechnung Dobelstraße habe zwar schon vorgelegen, wurde aber wegen Unvollständigkeit wieder an die Firma geschickt. 

GR Höger (CDU) erkundigt sich nach dem Sachstand der Planungsaufträge Eichbusch und dem Einsatz des Gemeindevollzugsdienstes am Wochenende. Herr Guthmann vom Bauamt erläutert, dass man noch auf das Protokoll einer Eigentümerversammlung warte Hauptamtsleiter Werner Bach informiert, dass der Wochenendeinsatz des Gemeindevollzugsdienstes im Februar anlaufen werde. 

Grin Christmann (Freie Wähler) will wissen, wie viel Bauplätze im Baugebiet Gruppenhof verkauft sind und ob die Gemeinde von einer laufenden Scientology-Kampagne betroffen sei. In Sachen Scientology sei derzeit nichts bekannt, meint der Vorsitzende. Von 15 Bauplätzen im Baugebiet Gruppenhof seien 9 verkauft, 1 in der „Warteschlange“, 3 reserviert und noch 2 offen antwortet Rechnungsamtsleiter Ragnar Watteroth. 

GR Metz (Freie Wähler) lobt die Beschaffung eines Defibrillators für die Schelmenbusch-/Jahnhalle und erkundigt sich nach dem Ausstattungsplan für alle Hallen. Hauptamtsleiter Werner Bach antwortet, dass man im ersten Halbjahr die Beschaffung der Geräte, Kennzeichnung in den Hallen und die Ausbildung der in Frage kommenden Personen abwickeln möchte. Metz nimmt Bezug auf einen SPD-Artikel im Mitteilungsblatt und erkundigt sich nach der Position der Verwaltung in Sachen Kontrollen. Der Vorsitzende verweist darauf, dass die Position der Gemeindeverwaltung eindeutig sei. Das oberste Ziel sei Verkehrssicherheit und hier gebe es im mobilen Messbereich noch Probleme. Immer wieder würden hier auch von betroffenen Bürgern und Ortsvorstehern Kontrollen gewünscht. Über die Arbeit des Gemeindevollzugsdienstes habe man im letzten Mitteilungsblatt ausführlich berichtet. GR Metz kritisiert den langen Ausfall der Straßenbeleuchtung in Ittersbach. Hier solle man künftig verbindliche Termine setzen. Ortsbaumeister Knackfuß sagt, dass es sich in Ittersbach um einen Fehler im EnBW-Netz gehandelt habe. Mit der ortsansässigen Firma wurden diesbezüglich Gespräche geführt. Im nächsten Bauausschuss werde näher berichtet. 

GR Müller (Freie Wähler) spricht an, dass Bäume rechts von der Straße Richtung Autobahn gefällt würden und will wissen, ob hier ein Einschreiten möglich sei. Garten- und Umweltamtsleiter Dr. Klaus Rösch erklärt, dass es keine Baumschutzverordnung gebe und man von daher keine Eingriffsmöglichkeiten habe. 

Zu 2. Bekanntgaben  
         Ergebnis der Prüfung des Rechts- und Kommunalamtes im Landratsamt
         Karlsruhe zur Ortsmitte Auerbach (Schreiben vom 17.01.2007) 

Der Vorsitzende teilt den wesentlichen Inhalt des Briefes, den das Rechts- und Kommunalamt des Landkreises Karlsruhe in Sachen Ortsmitte Auerbach an die Gemeinde geschickt hatte, mit: Das Rechts- und Kommunalamt habe nach Sichtung des  umfangreichen Aktenmaterials, anhand der sich stellenden Fragen, ob ein Schaden der Gemeinde Karlsbad durch das zu späte Erkennen der Altlasten entstanden ist, abschließend Stellung bezogen. Die Angelegenheit sei mehrfach umfänglich rechtlich bewertet worden, so das Landratsamt – jeweils mit dem immer gleich lautend bestätigten Ergebnis.   Die Behörde kommt  – wie auch die Gemeindeprüfungsanstalt in deren Prüfungsergebnis – zu der Schlussfolgerung, dass kein Vermögens- oder sonstiger Schaden entstanden ist, der haftungsrechtlich relevant werden könnte. Damit mache es auch keinen Sinn, einen dafür vermeintlich Verantwortlichen zu suchen.  Klar sei, dass man die Altlasten schon zu einem früheren Zeitpunkt hätte in den Prozess einbeziehen können. Da aber davon auszugehen ist, dass es am gleichen Standort geblieben wäre, hätte man die unabwendbar erforderlichen Sanierungskosten lediglich früher zur Kenntnis nehmen müssen. Die Kosten wären somit in jedem Fall angefallen. Durch die Sanierung habe sich auch der Wert des Geländes entsprechend verbessert. Die Prüfung erklärte, das Gutachten von Rechtsanwalt Haarmann sei schlüssig und demzufolge hätten sich keine Hinweise auf gerichtlich verwertbare Rechtsverstöße von beteiligten Büros, Gemeindemitarbeitern, des Gemeinderates bzw. Bürgermeisters ergeben. Die inneren Abläufe seien Angelegenheit des Bürgermeisters. Der Vorsitzende stellt klar, dass die so genannte „Winterbaustellenprüfung“ eine andere Thematik sei. Dafür werde ein separates Gutachten vorgelegt. Alle anderen Punkte seien mit diesem Schreiben abschließend bewertet worden. 
Als Reaktion auf die Bekanntgabe des Bürgermeisters zu dem Thema verweist GR Höger (CDU) darauf, dass GR Kiesinger am 06. Dezember in der Gemeinderatssitzung die drei Schwerpunkte Altlastenbeseitigung, Mehrabfuhr, Schaden durch Winterbaustelle angesprochen habe. Über Monate habe man in der Baustelle „Boot fahren“ können.  Nicht mal für ein Wochenende habe man eine Baustelle so verlassen können. Schuld sei nur das Büro Glieden von dem nach einem Bericht der Baugenossenschaft insgesamt 675.000 Euro Schadenersatz gefordert worden seien. Zu klären sei, welche Summe davon Regress für die Vernachlässigung der Baustelle sei. Es gebe auch Pflichten des Bauherren zur Schadenvermeidung bzw. Reduzierung. Hier stünden noch Antworten aus. Bürgermeister Rudi Knodel habe erklärt, dass diese Fragen mit dem Gutachten aufgearbeitet würden. Rechtsanwalt Haarmann habe GR Höger am 6.Dezember während der Sitzung gesagt,  keinen Auftrag erhalten zu haben. Es sei dann zugesichert worden, dass die Rechtsaufsichtsbehörde dies mit der beschlossenen Aufsichtsprüfung beantwortet. In der Stellungnahme des Landratsamtes stehe dazu kein Wort. Man frage sich nach dem Demokratieverständnis des Bürgermeisters und fühle sich zweimal angelogen. Es gehe nicht um einen Angriff auf die Person des Bürgermeisters, sondern  um die sachliche Aufklärung über einige Hunderttausend Euro. Das Informationsrecht stehe dem Gemeinderat als Kontrollorgan zu und die genannten Fragen seien dem Landratsamt eben nicht mitgeteilt worden. Auch sei der Gemeinderatsbeschluss vom 6. Dezember dem Landratsamt nicht mitgeteilt worden. Man wolle eine vorgezogene Aufsichtsprüfung durch die dafür zuständige Gemeindeprüfungsanstalt. Die Stellungnahme des Landratsamtes sei also unvollständig. Herr Essmann habe dem Landratsamt noch Unterlagen zur Verfügung gestellt. Diese seien bei der Stellungnahme des Landratsamtes noch nicht berücksichtigt worden. Die CDU-Fraktion weise die Stellungnahme des Landratsamtes aus folgenden Gründen zurück: die Fragen bezüglich der Winterbaustelle sind im Ergebnis des Landratsamtes nicht angesprochen, der erste Landesbeamte habe zeitgleich mit dem Schreiben des Landratsamtes an die Gemeinde bestätigt, dass die Prüfung noch nicht abgeschlossen sei. Es war eine Aufsichtsprüfung beschlossen und dieser Beschluss soll ausgeführt werden. 
Der Vorsitzende stellt fest, dass er im demokratischen Sinne handle. Der Rechtsanwalt werde die Betrachtung der so genannten „Winterbaustelle“ als separates Thema noch liefern. Das Landratsamt sei eben nicht unvollständig informiert worden, sondern habe alle Unterlagen zur Verfügung gestellt bekommen. Die Beschlüsse des Gemeinderates, seine Anträge, wie auch die Protokolle sind der Kommunal- und Rechtsaufsicht im vollen Wortlaut vorgelegt worden. Nach Vorlage aller Unterlagen habe sich die Behörde gründlich mit der Sache auseinander gesetzt. Das Landratsamt habe auch erklärt, dass die nachgereichten Einwendungen von H. Essmann berücksichtigt seien. Außerdem habe die Gemeindeprüfungsanstalt bereits die Prüfung durchgeführt und ist in einem gemeinsamen Gespräch, das dem Gemeinderat vorlag, zum gleichen Ergebnis wie das Gutachten des Rechtsanwaltes gekommen. Das Landratsamt verweise in der Stellungnahme sogar auf diese. Ob ein Regress in Sachen Winterbaustelle gegen H. Glieden erfolgreich sei, werde das laufende Verfahren noch zeigen. 
GR Herrmann (Freie Wähler) meint, dass die Fraktion bereits im Sommer am 19. Juli einen Antrag gestellt habe und nicht gehört worden sei, ebenso wiederholt im Dezember. Diese Anträge seien nicht weiter verfolgt worden um die Suppe weiter am kochen zu halten. Der Tenor des Schreibens vom Landratsamt sei nach Erachten der Fraktion gleich lautend wie die anderen vorausgegangenen Schreiben. „Die Suppe sollte mittlerweile eigentlich kalt sein, sie wird aber bewusst weiter am kochen gehalten“. 
GR Rohrer (Bündnis 90/Grüne) bewertet die Arbeit des Landratsamtes als höchst schlampig und nicht vermittelbar. In der Stellungnahme die die Gemeinderäte zur Kenntnis nehmen solle beziehe man sich auf Rechtsanwalt Haarmann und vermittle, dass alles abgeklärt sei. Er glaube nicht an eine genaue Prüfung, die Fraktion sei nicht bereit, die Sache ad acta zu legen. Der Grundsatzbeschluss in der Sache sei im März 2003 gefallen und im Oktober 2003 sei Geld geflossen. 
Der Vorsitzende weist GR Rohrer darauf hin, dass man über die Instanz  nicht leichtfertig reden könne und der Rechtsanwalt die Angelegenheit geprüft habe.  Gewisse Dinge müssten - auch wenn es schwierig sei - akzeptiert werden und es gebe keine Beliebigkeit.  
GR Steigerwald (SPD) kritisiert den schwierigen juristischen Sprachjargon. Man wolle sich für die Fraktion nicht vorschreiben lassen, was man zu akzeptieren habe. Die Wertverbesserung sei auf dem Buckel der Gemeinde passiert. Auch zu den Personen Essmann und Rieger sei noch etwas zu sagen. Er frage sich, warum das Schreiben des Landratsamtes im Mitteilungsblatt veröffentlicht wird und nicht das Gutachten. Es seien Fehler erkannt worden – jedoch ohne Folgen für die Personen. So könne man die Sache nicht beenden. 
Der Vorsitzende erklärt, dass man die Personen Essmann und Rieger nicht mit Haftungsansprüchen belegen könne – dies hätten auch das Landratsamt und die Gemeindeprüfungsanstalt bestätigt. Auf eine weitere Nachfrage von GR Steigerwald zum Einbezug der Eigenschadensversicherung erläutert der Vorsitzende, dass diese 2004 eingeschaltet worden sei und zur Zeit keine Einstandspflicht erkenne. In Sachen Öffentlichkeit und Information der Bürgerinnen und Bürger setze man das um, was der Gemeinderat in mehren Sitzungen gefordert habe. Dazu zähle die Veröffentlichung der Stellungnahme des Landratsamtes. Das Gutachten könne von jedem Bürger und Bürgerin im Rathaus eingesehen werden. GR Kiesinger (CDU) sagt, dass der Bürgermeister Wahlkampf mit diesem Thema mache, es keinen „Persilschein“ in der Hinsicht gebe, dass kein Schaden entstanden sei, weil die Ortsmitte ja sowieso bebaut worden wäre. Seiner Meinung nach wäre das andere Baugebiet in Auerbach angegangen worden, wenn man zum Entscheidungszeitpunkt alle Informationen gehabt hätte. Man hätte dem Verein auch weniger zahlen können. Der Schaden liege genau in dem Punkt, dass man die nötigen Informationen zum Zeitpunkt der Entscheidung nicht gehabt hätte. 
Der Vorsitzende erwidert, dass diese Sache kein Wahlkampfthema sei, weil man das Baugebiet schon seit dem Jahr 2000 beackere. Man solle das Thema so zu den Akten nehmen, sonst könne man es ewig laufen lassen. Dem Landratsamt seien alle Unterlagen vorgelegt worden und das Gremium und die Verwaltung hätten sich ausführlich mit der Angelegenheit auseinandergesetzt. Im Zusammenhang mit dieser Äußerung entsteht eine Diskussion im Gemeinderat über einen möglichen Bezug des Vorsitzenden anlässlich des Gedenkens an Landrat Claus Kretz. Im Verlauf dieser Diskussion verlässt GR Kiesinger (CDU) den Sitzungsraum.

Der Vorsitzende gibt in Sachen Verkauf eines Gemeindebauplatzes im Gruppenhof in Karlsbad-Ittersbach bekannt, dass der erste Interessent abgesprungen sei und dass der Bauplatz an die Familie Dehmer als zweiten Interessenten vergeben werden soll. Der Gemeinderat stimmt der Vergabe einstimmig ohne Gegenstimmen und Enthaltungen zu. Ortsbaumeister Ronald Knackfuß informiert über Sondierungsgespräche in Zusammenhang mit einer geplanten Glasfaserverkabelung im Industriegebiet Stöckmädle.

Zu 3.  Beratung und Beschlussfassung über die Vergabe von Bauleistungen 

     
zur Herstellung der Außenanlagen bei der neuen Dreifeldsporthalle in 

     
Karlsbad-Langensteinbach  

           3.1 Erdarbeiten Vorl. Nr.  VIII/894

           3.2 Pflasterarbeiten  Vorl. Nr. VIII/895
Architekt Andreas Adler steht für Rückfragen – unter anderem zur Preisbildung - zur Verfügung. Grin Christmann (Freie Wähler) regt im Hinblick auf die Initiative in Sachen Kindergarten Auerbach an, die Vereine bei dieser Baustelle zu beteiligen. Der Vorsitzende sagt, dass dies aufgrund der Art der Arbeiten die stark maschinengeprägt und großflächiger seien, ausscheide. Man müsse auch die Gewährleistungsfragen beachten. Grin Masino (SPD) bringt die Anregung einer Gruppe die sich für behindertengerechte Ausstattung engagiert ein. Diese plädiere für ein zweites WC. Architekt Andreas Adler meint, dass man nach der baurechtlichen Seite ausreichend ausgestattet sei und dass bei der Bemusterung die Gruppe anwesend war.  
Der Vorsitzende bittet den Gemeinderat, den Auftrag über die notwendigen Erdarbeiten für die Außenanlagen der neuen Sporthalle in Karlsbad-Langensteinbach an den preisgünstigsten Bieter, die Firma Lang GmbH, Gaggenau, zu einem Bruttoendpreis von 71.952,56 Euro zu vergeben. Der Gemeinderat stimmt mit 24 Jastimmen, 2 Enthaltungen und ohne Gegenstimmen zu.

Der Vorsitzende bittet den Gemeinderat, den Auftrag über die notwendigen Pflasterarbeiten zur Gestaltung der Außenanlagen der neuen Sporthalle in Karlsbad-Langensteinbach an den wirtschaftlichsten Bieter, die Firma Ebel und Pross, Pforzheim, zu einem Bruttoendpreis von 161.315,62 Euro zu vergeben.

Der Gemeinderat stimmt mit 24 Jastimmen, 2 Enthaltungen und ohne Gegenstimmen dem Beschlussvorschlag zu.

Zu 4.  Beratung und Beschlussfassung über die Vergabe von Bauleistungen 

           zum Teilneubau des Kindergartens in Karlsbad-Auerbach

     
     4.1 Abbruch- und Rohbauarbeiten Vorl. Nr. VIII/896   

           4.2 Zimmererarbeiten und Fassadenarbeiten Vorl. Nr.  VIII/897

           4.3 Heizungsbau- und Sanitärarbeiten Vorl. Nr.  VIII/898
Der Vorsitzende führt kurz in die Sache ein und bittet darum, einverstanden zu sein, dass global abgestimmt wird und dass die betroffenen Personen des Gemeinderates sobald der jeweilige Punkt kommt sich melden und aus dem Sitzungskreis herausgehen. Es erhebt sich kein Widerspruch. Architekt Andreas Adler erläutert die Kostensteigerungen. Bei der Angebotsprüfung sei deutlich geworden, dass sich die Baupreise seit Erstellung der Kostenberechnung vor circa 1 Jahr deutlich nach oben bewegt haben. Der konjunkturelle Aufschwung habe eine Trendwende bei den in den vergangenen Jahren sehr günstigen Baupreisen bewirkt. Kostensteigerungen von 10 bis 15 Prozent seien an der Tagesordnung. Diese Entwicklung führe auch bei einzelnen Gewerken zu einer deutlichen Kostensteigerung. 
GR Kleppel (CDU) meint, dass er in Anbetracht der enormen Entwicklung der Summen für die Maßnahme den Glauben an Prognosen verloren habe. Sehr auffällig sei die Entwicklung der Abrisskosten. Der Vorsitzende erläutert, dass man bei Betrachtung der Beträge die Entwicklung des Projektes berücksichtigen müsse. Kostenbeeinflussende Faktoren seien beispielsweise die Nutungskonzeption und die genaue Betrachtung der Substanz gewesen. Ortsvorsteher Kunz (Freie Wähler) äußert sich besorgt über die Kostenentwicklung die nicht zu Lasten der Qualität gehen dürfe.  GR Bodemer (Freie Wähler) wirft die Frage auf, ob man bei anderen Gewerken auch mit Kostensteigerungen rechnen müsse. Architekt Adler sieht hierzu keine Veranlassung. Die Verwaltung habe, so ergänzt Rechnungsamtsleiter Watteroth, mit diesem Vorgehen sogar schon früher reagiert als es sein müsste. Diskutiert wird auch über die Eigenleistungen. Diese seien - so Watteroth – auf ganz bestimmte Vorarbeiten begrenzt. Mit den Leistungen der Initiative wolle man die erreichten Einsparungen für die Anschaffung von neuem Mobiliar verwenden. Dies sei so mit der Kirchengemeinde fixiert worden. Die GR Höger (Freie Wähler) und Becker (CDU) verlassen den Sitzungskreis. 

Mit einer alternativen und günstigeren Ausschreibung – Wegfall der Fußbodenheizung und weitere Alternativen bei Ausschreibungsgegenständen soll - so Architekt Andreas Adler - in etwa der vorgesehene Kostenrahmen erreicht werden. Er stellt dar, dass man hier manche Sachen zu optimistisch betrachtet habe. Das Herausnehmen einer Fußbodenheizung wäre kein Qualitätsverlust. GR Haese-Sandner und Kleppel (CDU) plädieren für deren Beibehalt. GR Schmidt (CDU) meint, dass eine Kostendeckelung für alle Maßnahmen gelten solle. 
Der Vorsitzende bittet den Gemeinderat, den Auftrag für die Abbruch- und Rohbauarbeiten an die Firma Schmitt-Bau, Flemlingen zu einem Angebotspreis von 78.387,01 Euro brutto zu vergeben und der überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 39.000 Euro zuzustimmen. Der Gemeinderat stimmt mit 23 Jastimmen und 1 Neinstimme dem Beschlussvorschlag zu.

Der Vorsitzende bittet den Gemeinderat, den Auftrag für die Zimmerer- und Fassadenarbeiten an die Firma Walter Kastor, Oberwesel, zu einem Angebotspreis von 179.333 Euro brutto zu vergeben. Der Gemeinderat stimmt mit 23 Jastimmen und 1 Neinstimme dem Beschlussvorschlag zu.

Der Vorsitzende bittet den Gemeinderat, die Ausschreibung für das Gewerk der Heizungs-, Sanitär- und Gasinstallationsarbeiten aufzuheben und die Durchführung einer beschränkten, modifizierten Ausschreibung unter den an der Submission beteiligten Firmen zu beschließen. Der Gemeinderat stimmt mit 22 Jastimmen und 2 Enthaltungen dem Beschlussvorschlag zu.

Zu 5.  Beratung und Beschlussfassung über die Vergabe der Tiefbauleistungen

     zur Sanierung des Regenüberlaufbeckens 1 (RÜ), Hailerstraße in Karls-

      bad-Auerbach Vorl. Nr. VIII/899
Die GR Höger (Freie Wähler) und Becker (CDU) kommen wieder in den Sitzungskreis zurück. Eine mögliche Befangenheit von OR Kunz (Freie Wähler) wird nach kurzer Prüfung verneint. Die Dringlichkeit der Maßnahme sei vorhanden – so Ortsbaumeister Knackfuß – und das existierende Bauwerk sehr alt. Die vorgeschlagene Firma sei kompetent. Als laufende Baumaßnahme führe sie derzeit die Tief- und Straßenbauarbeiten in der Keltenstraße in Karlsbad-Langensteinbach aus. Zeitlich seien die zwei Projekte – so ergänzt er auf Nachfrage von GR Gerhard Haas (SPD) – für die Firma problemlos machbar.
Der Vorsitzende bittet den Gemeinderat, den Auftrag über die Tiefbauarbeiten zur Sanierung des RÜ 10461 (RÜ 1 Hailerstraße) an den günstigsten Bieter, die Firma Schmal Bau GmbH, Ettlingen, zu einem Bruttogesamtpreis von 246.328,68 Euro zu vergeben. 

Der Gemeinderat stimmt mit 26 Jastimmen, ohne Gegenstimmen und Enthaltungen dem Beschlussvorschlag zu.

Zu 6. Beratung und Beschlussfassung über den Entwurf der Einbeziehungs-

    satzung „Mittelweg“ in Karlsbad-Ittersbach

    6.1 Billigung des Planentwurfes Vorl. Nr. VIII/900      



     6.2 Fassen des Auslegungsbeschlusses Vorl. Nr. VIII/901
GR Gossenberger (CDU) verlässt wegen Befangenheit den Sitzungskreis. Ein Sachvortrag wird nicht gewünscht.

Der Vorsitzende bittet den Gemeinderat, den Entwurf zur Einbeziehungssatzung „Mittelweg“ zu billigen und die Durchführung der Offenlage zu beschließen.
Der Gemeinderat stimmt mit 26 Jastimmen, ohne Gegenstimmen und Enthaltungen dem Beschlussvorschlag zu.

Zu 7. Beratung und Beschlussfassung über die mögliche Abwicklung zur Bau-
    reifmachung des Grundstückes Steinstraße 2, Flst.Nr. 2032/1 in Karlsbad-
    Mutschelbach Vorl. Nr. VIII/902
GR Gossenberger (CDU) nimmt wieder im Sitzungskreis Platz. GR Bodemer (Freie Wähler) und Elke Wildenmann verlassen den Sitzungsraum. Eine Sachdiskussion erfolgt nicht. GR Kleppel (CDU) regt an, den planerischen Teil danach zu klären. Dies werde – so Joachim Guthmann vom Bauamt – angegangen.
Der Vorsitzende bittet den Gemeinderat, der Empfehlung des Ausschusses für Bau-, Planung und Umwelt zu folgen und bei Festlegung des Ankaufswertes auf 80 Euro pro Quadratmeter und des Rückkaufswertes auf 150 Euro pro Quadratmeter die Einleitung eines satzungsgebenden Verfahrens (Einbeziehungssatzung) zu beschließen. 
Der Gemeinderat stimmt mit 22 Jastimmen und 3 Enthaltungen dem Beschlussvorschlag zu.
Zu 8. Vorstellung der Gesamtabrechnung zur Erschließung des Gewerbege-

    bietes „Stöckmädle/Hub/Mergelgrube“ in Karlsbad-Ittersbach 
    Vorl. Nr. VIII/957 B

GR Bodemer und Elke Wildenmann nehmen wieder im Sitzungskreis bzw. auf der Verwaltungsseite Platz. Erfreuliche Nachrichten gibt es bei der Vorstellung der Gesamtabrechung der Erschließung des Gewerbegebietes „Stöckmädle / Hub / Mergelgrube“ in Karlsbad-Ittersbach. Joachim Guthmann vom Bauamt kann berichten, dass auf Grund des günstigen Ausschreibungsergebnisses und des nicht in dieser Höhe vorhersehbaren Zuschusses die Kosten von geplanten 33,49 Euro auf 18,94 Euro („Descostraße“) und von geplanten 11,96 Euro auf 3,59 Euro („Hinteracker“) gesunken sind.  
Der Gemeinderat nimmt die Vorstellung zur Kenntnis.

Zu 9. Beratung und Beschlussfassung über die modifizierte Konzeption zur 

    Rückdelegation des Einsammelns und Beförderns von Abfällen und der

    Grünschnittverwertung Vorl. Nr.  VIII/888 V
Garten- und Umweltamtsleiter Dr. Klaus Rösch hält Sachvortrag. Die Bürger und Bürgerinnen müssen sich in den kommenden Jahren auf steigende Müllgebühren einstellen. Wegen der Stilllegung der Thermoselectanlage in Karlsruhe und der Verbrennung der Abfälle in der Anlage in Mannheim sollen die Abfallgebühren in den nächsten fünf Jahren schrittweise um bis zu 40 Prozent angehoben werden. Um diesen Anstieg abzubremsen hat der Abfallwirtschaftsbetrieb des Kreises zum wiederholten Male die Rückdelegation des Einsammelns und Beförderns von Abfällen angedacht und die Gemeinden über das Konzept informiert und angehört. Die Gemeinde Karlsbad hat während der Beteiligung deutlich gemacht, dass wichtige Teilaufgaben bei der Kommune verbleiben sollen. Diese sehen im Einzelnen unter anderem folgende verbleibende Aufgaben vor: Abfallberatung mit den Teilleistungen örtliche Abfallberatung von privaten Haushalten und Geschäften, Ausgabe und Verkauf von zusätzlichen Sperrmüllkarten, Berechtigungsscheinen und Müllsäcken, Datenerhebung und Überprüfung von Abfallgefäßen. Der wilde Müll wird weiterhin von der Gemeinde eingesammelt. Nach der Konzeption des Landkreises sollen Wertstoffhöfe eingerichtet werden. Die Gemeinde will alle fünf Grünschnittsammelplätze in den Ortsteilen erhalten. Sie werden eingezäunt. Die vertraglichen Vereinbarungen sollen eine Mindestlaufzeit von 10 Jahren erhalten. Trotz dieses Entgegenkommens rechne der Abfallwirtschaftsbetrieb weiterhin mit einem  Einsparpotenzial von 4,1 Millionen Euro, erläutert Rösch weiter.  Am Tonnensystem ändere sich nichts. 
GR Wicker (SPD) regt an, die Öffnungszeiten für die einzuzäunenden Sammelplätze  nach dem örtlichen Bedarf festzulegen. GR Bodemer (Freie Wähler) plädiert dafür, Geld für einen neuen Wertstoffsammelplatz in Mutschelbach im Haushalt einzustellen. GR Gerhard Haas (SPD) wirbt dafür, nicht nur Kritik zu üben, sondern auch die Vorteile der Rückdelegation – beispielsweise eine geringere Preiserhöhung und ein zweiter Wertstoffsammelplatz in Langensteinbach - zu sehen. GR Herrmann (Freie Wähler) sagt, dass die Rückdelegation gut vorbereitet sei. Die Standards werden wohl sinken und die Entscheidung des Landkreises sei noch fraglich. 
Der Vorsitzende bittet den Gemeinderat, der Rückdelegation des Einsammelns und Beförderns von Abfällen und der Grünabfallverwertung unter den in der Vorlage genannten Bedingungen zum 01.01.2009 zuzustimmen. 
Der Gemeinderat stimmt mit 25 Jastimmen und 1 Enthaltung dem Beschlussvorschlag zu. 

Zu 10. Beratung und Beschlussfassung über die Annahme von Spenden für 

           die Gemeinde Karlsbad in 2. Halbjahr 2006 Vorl. Nr.  VIII/903
Ein Sachvortrag wird nicht gewünscht. 

Der Vorsitzende bittet den Gemeinderat, die in der Anlage aufgeführten Geldspenden in Höhe von 2.750 Euro und die aufgeführten Sachspenden in Höhe von 19.606 Euro, insgesamt 22.356 Euro, anzunehmen. 

Der Gemeinderat stimmt mit 26 Jastimmen dem Beschlussvorschlag zu.

Zu 11. Informationen zum Wirtschaftsstandort Karlsbad Vorl. Nr. VIII/904
Elke Wildenmann stellte die Arbeit der Wirtschaftsförderung dar. Karlsbad präsentiere sich im Vergleich mit Nachbargemeinden, dem Landkreis und dem Land stabil auf solidem Niveau. Mit Blick auf den demographischen Wandel verzeichne die Gemeinde aber auch einen deutlichen Rückgang der nachwachsenden Bevölkerung in der Altersgruppe bis 15 Jahre. Die Anzahl der Personen die im gleichen Zeitraum ins Rentenalter eintreten ist derzeit um 835 Personen größer. Dies werde Auswirkungen auf die Beschäftigungsstruktur und das Konsumverhalten haben. Karlsbad hat einen höheren Anteil an Gemarkungsfläche pro Einwohner als Waldbronn und Ettlingen. Besonders positiv ausgeprägt ist die Entwicklung der Beschäftigtenzahlen.  Diese sind von 1998 bis 2005 um 26 Prozent auf jetzt 6.024 gestiegen, wobei der überwiegende Anteil der Arbeitsplätze dem Dienstleistungsbereich zuzuordnen ist. Die Arbeitslosigkeit gehe auch an Karlsbad nicht spurlos vorüber.  Die Entwicklung in den letzten beiden Jahren zeige jedoch in die richtige Richtung. Die Arbeitslosenquote liegt derzeit bei  4,6 % - im Vergleich hat Karlsbad die prozentual niedrigste Langezeitarbeitslosenquote. Trotzdem sei es auch in Karlsbad weiter spürbar, dass die Automobilindustrie im Zuge der Globalisierung weiter Produktionsverlagerungen von ausgereiften Technologien und Massenproduktionen in die Low-Cost-Länder vornimmt. Auch in Karlsbad sei diese Branche immer ein wichtiger Wachstumsmotor – ein nicht unerheblicher Teil der Karlsbader Arbeitsplätze sind diesem Bereich zuzurechnen. „Innovation und nochmals Innovation“ sei – so Elke Wildenmann - deshalb  eine zentrale Forderung an Unternehmen und an  Kommune. Eine gute unternehmerische Basis für den Handel biete die ungebundene Kaufkraft  in Karlsbad mit 16.149 € je Einwohner. Besonders gut sei auch die Entwicklung der Gewerbesteuer in den letzten beiden Jahren. Das richtige Signal der kommunalen Wirtschaftspolitik war deshalb auch das Senken des Gewerbesteuerhebesatzes auf 315 Punkte.  Mit verschiedenen Aktionen habe die Wirtschaftförderung das Gewerbe unterstützt. Dazu zählten im vergangenen Jahr das Karlsbader-Fitness-Event im Juni,  die Gesundheitswoche im September und die Offerta im November. Im Jahr 2008 sei als Fortsetzung ein Gesundheitstag im Klinikum vorgesehen. Die Bestandspflege mit allen Fragen und Anliegen der Karlsbader Betriebe stelle ebenfalls einen wichtigen Teil der Aufgaben der Wirtschaftsförderung dar. Um auch  weiterhin  wirtschaftlich attraktiv und erfolgreich zu sein -  werde von der Wirtschaftsförderung auf die Bereitstellung weiterer Bauflächen als Entwicklungspotenzial für die Gewerbe- und Industrieansiedlung ein wichtiges Augenmerk gelegt.    

Der Gemeinderat nimmt die Informationen zustimmen zur Kenntnis.

Zu 12. Genehmigung des Protokolls der Gemeinderatssitzung vom 25. Oktober
2006

Das Protokoll wird ohne Gegenstimmen und Enthaltungen angenommen.
Zu 13.Genehmigung des Protokolls der Gemeinderatssitzung vom 27. Oktober 2006

Das Protokoll wird ohne Gegenstimmen und Enthaltungen angenommen.

Zu 14. Genehmigung des Protokolls der Gemeinderatssitzung vom 06. Dezember 2006

Das Protokoll wird ohne Gegenstimmen bei einer Enthaltung angenommen.

Zu 15. Genehmigung des Protokolls der Gemeinderatssitzung vom 13. Dezember 2006

Das Protokoll wird ohne Gegenstimmen bei einer Enthaltung angenommen.

Zu 16. Verschiedenes
Nichts.

Zu 17. Fragen der Zuhörer
Gegen Ende der Sitzung gibt es Fragen eines Zuhörers zu einem laufenden Verfahren. Der Zuhörer regt weiter an, bei etlichen umgefallenen Obstbäumen in Spielberg etwas zu tun.
_____________________________

Bürgermeister Rudi Knodel 

_____________________________

Gemeinderat Günter Höger 

_____________________________

Gemeinderat Jürgen Herrmann

_____________________________

Gemeinderat Klaus Steigerwald
_____________________________

Gemeinderat Uwe Rohrer

_____________________________

Protokollführer Hans-Dieter Stößer
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